
Mit Sozialklauseln die 
obalisierung abfedern 

Ein forum-Gespräch mit Premierminister Jean-Claude Juncker 

In der Serie über die Zukunft Luxemburgs angesichts der Herausforderungen, welche die Globalisie- 
rung der Märkte und die europäische Integration an ein Weines Land stellen, brachte forum schon 
Poiitikergespräche mit Jeannot Kreckd (Nr. 168) und Muck Huss (Nr. 170). Ein ausführliches Ge- 
spräch mit dem christlich-sozialen Premier-, Finanz- und Arbeitsminister Jean-Claude Juncker war 
schon mehrmals geplant, kam aber aus unterschiedlichen Gründen (U. a. weil wir anfangs 1996 nicht 
in die damals ausgebrochene Junckennania einstimmen wollten) erst am 13. Februar 1997 zustande. 
Unsere Reihe wird fortgesetzt. Reaktionen zum vorliegenden Interview sind selbstverständlich will- 
kommen. 

Finanzpolitik im kleinen Raum 
foruin: Warum muß der Luxemburger Staat sparen? 
In anderen europäischen Ländern kann man verte- 
hen, daß die Regierungen rigorose Sparmaßnahmen 
ergriffen haben, um die Konvergenzkriterien des 
Euro zu erfillen. Das kann aber nicht der Grund in 
Luxemburg sein, da wir diese h-riterien alle, insbe- 
sondere jenes befreflend die Staatsverschuldung, 
haushoch erfullen. Warum dann predigt die Luxem- 
burger Regierung ,Sparpolitik? 

Jean-C'laude Juncker: Erstens muß man, glaube ich 
bei iiüchtenier Betmclihing feststellen, daß die prak- 
tizierte Sparpolitik niclit so rigoros ist wie die Pre- 
digt, die zum Sparen einlädt. Zweitens sparen die 
iibrigeii EU-Staaten iuclit, um den Konvergeiizknte- 
nen des Maastncliter Vertrags gerecht zu werden - 
das mögen sie nebenbei aiicli tun -, sondern u~ri ilue 
Staatsschuld und ilue Hauslialtsdefizite abzubauen. 
Eine Regel des gesunden Mens~lienverst~mds will, 
daR 1 ~ 1 n  auf Daiier iuclit nielu Geld ausgeben kam 
als inan zur Verfügung liai, da man ansonsten auf Ko- 
sten der kommenden Generationen lebt. Drittens hat 
der Luxeinburger Staat eine rigorose Finanzpolitik, 
aber er praktiziert keine Austeritätspolitik. Er inacht 
keine Eirisclinitte im sozialen Leistungsnetz und ver- 
paßt somit sogar die Clmce, dieses Netz rechtzeitig 
uninibaiien. Wem1 er also ein engeres Finanzgebaren 
praktiziert, daui um ni verlii~idem, sich eines Tages 
in der Lage jener Länder wiedemifinden, die eine au- 
steritätsorientierte Finanz- und Haushaltspolitik ma- 
chen iniisen, um nirückziikoinmen zu einer iiorma- 
len Handhabung der öffeiitlichen Finanzen. Dann 
wird der Handlungsbedarf nämlich selu akut und es 
rniiß im Haiinickverfaluen gespart werden. Das geht 
aber selu häilfig einher tnit einer schlechten Dosie- 
rung der Spargleichgewichte. Haumckpolitik ist im- 
mer eine sclileclite Politik, weil sie immer nur rea- 
giert statt vorzubereiten. Insofeni bin ich ein sehr 
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koiiservativer Mensch. Ich bin der Überzeugung, daß 
ein Meines Land sich niclit in einein Maß verschulden 
darf, daß es das Risiko läuft, eines Tages den Rück- 
gang einlegen zu müssen. Ich halte weder die politi- 
sche Klasse, noch das Land als solches für fahig, mas- 
siv zu reagieren, wenndas eines Tages nötig sein soll- 
te.  Aus dieser Skepsis über unsere 
Reaktionsfahigkeit resultiert eine zurückhaltendere 
Finanzpolitik, die aber nicht notwendigerweise eine 
Sparpolitik nach dem Beispiel anderer EU-Länder 
ist. 
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Ich bin der 
Meinung, daß 

die Politik 
nicht im- 

stande war, 
eine Antwort 

auf die 
Herausfor- 
derung der 
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rung zu 
formulieren. 

Wir haben 
auch in 
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Liberalisie- 

rung der 
Kapital- 

bewegungen 
herbeigeführt, 
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dabei eines 
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und zwar auf 

eine sehr 
irrationale, in 

der realen 
Wirtschaft 

nicht 
nachvollzieh- 
bare Art und 

Weise und 
Geschwindig- 

keit. 

Wenige wissen noch, daß der Luxemburger Staat in 
den 60er Jahrenliochverschuldet war, bis zu 27% sei- 
nes Bmttoinlandprodukts. Und wenn wir adäquat auf 
den Umstnikturiemngsprozeß in unserer Wirtschaft, 
bedingt durcli den Rückgang der Staldindusirie, rea- 
gieren konnten, dann dank inzwischen gesunder öf- 
fentlicher Finanzen, so daß wir den Verschuldungs- 
spielraum zum Teil aiisiiutzen konnten. Es ist wenig 
bekamt, daß in den 60er Jahren in Luxemburg die 
Verschuldung höher lag als in den Nachbarländern, 
wälirend das W irtschaftswaclistum niedriger lag. 
Nuri verfügt aber ein kleines Land, vor allem wenn 
es nicht über eine monetäre Autoiiomie verfügt, nicht 
über die klassischen Reahonsmöglichkeiten, um auf 
ein Entgleiten der Finanzlage zu reagieren Luxem- 
burg koiuite nie Geld dtuckeii. Luxemburg kann kei- 
ne makroöko~iomisclien Entwicklungen initiieren, 
weil wir nur ein winziges Segment der europäisclien 
Wirtschaft darstellen. Wir könne11 nie aus uiis selbst 
eine Politik in die Wege leiten, die aus sicli selbst 
lieraiis Energien entwickelt, die für den eigenen 
Raurti profitbringeiid utrigesetzt werden könnten. 
Unsere Politik bewegt sich also eher im Reflemiirri 
eines Farrdieiivaters oder eines Oberbürgenrieisters 
einer deutscheii Mittelstadt als einer iiioiietär abgefe- 
derten Fiikmpolitik, bei der man mit Ausweitung 
von Kapazitäten spielen k a ~ u ~ ,  die Naclifrage veren- 
gen oder enveitern kam. Wir sind niclit Meister über 
die Raluneiibedingiingen der Hauslialtspolitik. 

Daher unsere Überzeiigung, daß inan iuclit melu 
Geld ausgeben soll, als man zur Verfiigung hat. Das 
kam ein Großer sich erlauben, da er einfacher an das 
Geld anderer lierankoirunt als wir. Die Amerikaner 
lassen sich ilu Biidgetdefizit vom Rest der Welt be- 
zalden Wir itiüssen unser Biidgetdefizit auf Heller 
und Pfeiuup. selbst beddeii. 

foruin: Im Rahnzen der Globalisierung, Deregulie- 
rung u m .  übernehmen die Akteure der Finanzmärkte 
und der multinationalen Gesellschaften immer stär- 
ker die Steuerung der Weltwirtschaft. Welche Rolle 
spielt da noch der Politiker? Bleibt ihm nur noch die 
Arbeit der Feuerwehr zu leisten, wenn der Brandaus- 
zuufern droht? 

Jean-Claude Juncker: Ich bin diirchaus derMeinimg, 
&aß die Politik niclit imstande war, eine Antwort auf 
die Herausforderurig der Globalisierung zu fonnulie- 
re~i. Dabei möchte ich atunerkeri, daß dieses Verlial- 
ten für die Politik niclit uritypiscli ist. Die Politik hat 
die Globaiisierung ermöglicht durcli politische Ent- 
sclieidurigen. Wir lmben auch in Europa etwa 1990 
eine Liberaiisierung der Kapitalbewegungen herbei- 
gefiilut. Und Luxemburg war dabei eines derpushing 
countries, weil wir ais sechstgrößtes Finanzzentmin 
der Welt ein Interesse damn haben, daß das Kapital 
frei zirkuliereii kann Nun zirkuliert das Kapital frei 
und zwar auf eine selu irratiode, in der realen Wirt- 
schaft nicht naclivollzielibare Art und Weise und Ge- 
scliwindigkeit. Das Welt-BIP beträgt 30 000 Milliar- 
den Dollar und jeden Tag drehen 15 000 Miiliardeii 
Dollar aiif den Fin'uiunärkten. Würden die Finaiu- 
märkte reflektieren, was in der Weltwirtschaft ge- 
schieht, inUßte maii also davon ausgehen, daß die 
Weltwirtschaft sich jeden Tag zur Hälfte lautet. Das 
tut sie aber rucht. Das bedeutet, daß die Kapitalbewe- 

gungen die Ereignisse der realen Wirtscliaft niclit 
mehr widerspiegeln. Da bewegt sicli viel spekulati- 
ves, volatiles Finanzmaterial. Das fülut dazu, daß ei- 
gentlich keine politisch errichtete Norm dein Drmg 
und dem Drall der Finanzmärkte zu widerstehen im- 
stande ist. Ich lialte das für einen von der Politik niclit 
kontrollierten, planetarischen Finanzvorgang. Wir 
haben es zugelassen, daß die Welt sicli tagtäglicli in 
unsern Dörfern meldet, und wir meinen, das noch mit 
Verkehrsregeln aus der Zeit der Dorfpolizei regeln zu 
können Weil dem so ist und weil das zu Venvemui- 
gen g e f i i  liat, entsteht bei der aussterbenden Spe- 
zies der Ordnungspolitiker ein Reaktionswille, der- 
gestalt daß versucht wird, im Rahmen der europäi- 
schen Wirtschafts- und Währurigsunion den Begriff 
der wirtscliaftspolitisclien Ord~iungsgewalt zu relia- 
bilitieren. Weil dieser Reaktioiiswille bestellt, ent- 
steht aiicli der Versucli, über den Weg einer besser 
geordneten europäischen Unioii stärkeren Einfluß in 
den internatio~ialen Widuungsorga~usatioiien zu be- 
konuneii, also z. B. den Intenmtionalen Wäluungs- 
fond aucli mit ord~iurigspolitisclien Aiifgabeii ni ver- 
sehen. Dadurch entsteht etwa in Liixe~riburg - das 
kau1 ich nacliweiseii, aucli weiui die Liixeiiibiu-ger 
eige~itlicli nichts davon itierken - der starke Wille, die 
Konsequenzen der Globalisieruiig nicht uiiwider- 
sproclien liinzunehinei~ Wir sind z. B. das einzige 
Land der EU, das sein Arbeitsrecht nicht der freneti- 
schen Dereguliemgswelle unterworfen hat, weil wir 
(wobei zu fragen ist, wer sich mit 'wir' identifiziert) 
einfach behaupten, das Arbeitsreclit sei ein 'cordon 
sanitaire', der tun die Arbeitsinärkte gelegt werden 
muß, unter dein Eindruck, Globalisierung impliziere 
nicht nur den Import von Produkten, sondern aiicli 
den Import von Sozialmodellen. Ich bleibe der Auf- 
assurig, daß es der europäischen Befindlichkeit iuid 
den Iiixe~nburgisclien Ziistäride~i iuclit gut täte, wenn 
Inan alles in die Mülltoiirie scluiieißen würde, was iri 
Jaluzehntenvon Generatioiienvon Gewerksclkaftleni 
und Sozialpolitikem aufgebaut wurde. 

In1 übrigen zeigt sicli, daß es in einem kleinen Latid 
einerseits einfacher und andererseits schwieriger ist, 
sich der freiietisclie~i Deregidieruiigswelle zu wider- 
setzen. Es ist einfacher, weil die politischen Verant- 
wortungsträger noch leicht in ilirem direkten Umfeld 
überpnife~i können, wie Eritsclieidungen dieses Typs 
sich aiif die Lebensverlkitnisse der Menschen aus- 
wirken Andererseits ist es schwieriger, weil beiiti in- 
teriiationalen Kapital Uriverstäiidnis darüber 
herrscht, wieso ein Land, das zu den ersten Adresseii 
von Kapitalbewegungen gehört, versucht, sich der 
Konsequenz der Kapitaibewegungen, der Konse- 
quenz der Globalisierung und der Konsequenz der 
Modellimporte zu widersetzen. 

f o m :  Es sieht doch danach aus, daß die europäi- 
sche Zentralbank sich diesen arbeitsrechtlichen und 
sogar wirtschaftpolitischen Rücksichten nicht un- 
terwerfen will. Ihre notwendige Unabhängigkeit 
nach deutschenz Muster wird doch immer wieder be- 
tont. 

Jean-Claude Juncker: Aucli in Staaten, ui denen es 
keine unabliängige Zentralbaiik gab, wurde die ar- 
beitsrechtliche Deregulierung munter betrieben De- 
regulierung geschah also niclit nur unter dein Druck 
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sicli unabhangig gebärdender zentralbanken'. Dere- 
gulierung ist eine Mode, von der ich meine, daß sie 
von einem falsclien Ansatz ausgelit, da sie von einem 
voll verantwortlichen Individualbürger ausgelit. Icli 
selie den zwar aucli, weiß aber, daß nicht jeder, der 
autonom ist, auch die Mittel seiner Autonomie hat. 
Für niich bleibt es bei der klassischen Aufsplittemng 
der Gesellschaft in Starke und Schwache. Trotz 150 
Jahren Politik, gibt es immer noch Menschen, die 
iuclit allein gellen können. Für mich gehört es zu den 
edlen Aufgaben der Politik, einen Blick für diese 
Menschen zu bewahren. 

Die überliöhte Debatte um die Unabliängigkeit der 
europäischen Zentraibank - die es im übrigen noch 
gar niclit gibt, da sie erst 1999 in vollem Umfang ins 
Amt tritt - macht m. E. auch Absiraktion vom gesun- 
den Menschenverstand. Es ist klar, daß die europäi- 
sclie Zentralbank unabhängig sein muß, um nicht 
daiienid politischen Interferenzen ausgesetzt zu sein. 
Solclie füluen närnlicli niclit unbedingt zu einer guten 
Politik, da die Regierungen oft konjuiikhirelle Ansät- 
ze verfolgen, auf Kosten einer langfristigen Stniktiir- 
politik. Ich bin also diirclniis Aiihüiger einer unab- 
liaiigigen europäischen Zeiitralbank, die der Preissta- 
bilitiit verpfliclitet ist, da ich auclieiil sclarfer Gegner 
einer ixzflationsanireibendexi Politik bin, die sicli im 
Endeffekt immer gegen die Scliwächeren in der Ge- 
sellscliaft auswirkt. Das mag man in Luxemburg 
xuclit so recht spüren, weil wir zu den zwei einzigen 
Mitgliedsstazzten i~i i  Internationalen W ä i ~ t ~ g s f o ~ i d  
geliören, die noch die automatisclie Anpassuiig der 
Löhne und Gehgter an die Preisentwicklung garan- 
tieren - und es bleibt noch zu klären, ob die 177 Staa- 
ten, die das niclit tun, reclit haben oder ob Luxemburg 
und Belgien wolil tun. Daher merken wir die negati- 
ven Auswirhixigen der Inflation in Luxemburg rucht 
so gilt, umso weiuger als wir uns zur Zeit in einem 
i~iflationsbeniliigte~i gesamteiuopäisclien Raum be- 
wegen. 

fonun: Wenn wir uns nicht sogar in eine deflationi- 
stische Richtung bewegen ... 

Jean-Claude Juncker: Diese Gefalu wird zwar aucli 
Iiochgepiitsclii, aber icli erkenne sie iuclit, aucli wenn 
ich sie nicht aussclrließen möchte. Ich bin ja auch da- 
gegen, Inflation zu bekämpfen, wo es keine gibt. Icli 
lmbe einzelrie Zentralbänker diircliaus im Verdaclit, 
eine irratioxmie Haltung gegenüber der hzflationsge- 
falu ei~iziinelu~iei~ 

Docli niriick nir Uinbliängigkeit der europäischexi 
Zentralbank: deren Unabhangigkeit hat auch Gren- 
zen Niemand liest die Maastricliter Verträge. Darin 
stellt, daß die europaisclien Regierungen zuständig 
bleiben für den Aiißenwert des Ern, fürsein Verhält- 
ius zum Dollar, ziun Yen. Der Maastrichter Vertrag 
- wie übrigens das Bundesbankgesetz in Deutschland 
- sieht vor, daß die Politik der europäischen Zentral- 
baik der Wirtscl~rafispolitik der europäisclien Regie- 
ningen niclit zuwiderlaufen darf. Der Präsident der 
europäisclien Zexitralbank niuß sich vor dexn Europa- 
parlaxrient verantworten. Der Präsident des Ecofin- 
Miiustermts liat Ziigang zu den Gremien der europäi- 
sclieii Zentralbank. Die Fix~ziunuiUster erlassen ixn 
Raluneri von Artikel 103 uiid 104 des EU-Vertrags 

die finanzpolitischen Riclitlinien. Die europäische 
Zentralbank kann also keineswegs im luftleeren 
Raum, jenseits von gut und böse, also eher im Bösen, 
alles tun. Außerdem ist es in demokratisch verfaßten 
Gesellschaften gar niclit denkbar, daß eine Zentral- 
bank sichvöllig isoliert vonden Sorgenund Anliegen 
und Zielsetzungen der Gesellschaften. Das würde ja 
zu iluer völligen Ableluiung führen 

U 
Romain Hoffmann 

Arbeitsrecht zum Schutz 
gegen Deregulierungen 
forum: Wenn - wie Sie sagen - bei uns die Indexan- 
Passung noch geschieht, die Deregulierung also 
noch nicht vollständig ist kommt das dann nicht da- 
her, daß die ~irtschaftsakteure das noch tolerieren. 
Wenn mal der Druck von dieser Seite wächst, z. B. 
auch weil dank konkurrierender Steuervorteile ein 
Teil der Einnahmen wegfallen, ist dann die Regie- 
rung nicht gezwungen, trotzdem den Weg der Dere- 
gulierung zu gehen? 

Jean-Claude Juncker: Dieser Druck ist schon zu spü- 
ren. Den spürt de jenige, auf den er ausgeübt wird. 
Und das geschieht nicht immer öffentlich. UndDruck 



ist immer gefahrlich, wenn er niclit öffentlich ist. Es 
ist auch immer scliwierig, mit nicht-Öffentlichem 
Druck umgehen.  Wer dagegen zu argumentieren 
versucht, wird ja häufig behandelt, als vertrete er nur 
private Standpunkte. Ich empfange in meinem Büro 
ja viele Investoren, viele Menschen, die hier im Lan- 
de und draußen massive Wirtscliaftsinteressen zu 
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vertreten liaben. Deren Appell zur Vernunft in der 
Wirtschaftspolitik ist selu oft ein deutlicher Wink mit 
dein Zaunpfahl, dem r~lran aber nicht nachgeben darf. 
Es ist das ein Gnind, warum ich bewußt als Staatsmi- 
riister auch Arbeitsminister bin. Auch die luxembur- 
gisclien Patro~iatsvertreter werden nicht müde, Dere- 
gulierungen zu verlaiigeri. Die auto~natisclie A~ipas- 
sung der Löhiie und Gehälter an den Preisindex 
wollen sie eli abscliaffen. Viele meinen die derzeit 
niedrige Infiation sei ja ein guter Zeitpunkt dafur, da 
niemand die Foigen direkt bemerke. Diesem Versuch 
widerstehe ich. Bei der gestrigen Sitzung des ständi- 
gen Bescliäftigungskomitees forderte das Patronat 
massive Flexibilisierungen, die an sich einer Deregu- 
liemig gleiclkikäineii: ~neluZeitverträge an Stelle des 
unbefristeten Arbeitsvertrags als Regel, mehr Sai- 
sonarbeit, melu Leilkarbeit, Lockerung des Kündi- 
gungscliutzes, Überprüfen der Mindestlohnvor- 
scluiften. Derartige Forderungen sind mein tägliches 
Brot. 

fonim: Dabei kann man doch in den Nachbarstaaten, 
die dereguliert haben, nachvollziehen, daß das kei- 
neswegs viele neue Arbeitsplätze geschaffen hat. 

Jean-Claude Juncker: Zu meinen klassischen, aber 
beweisbaren Sprüchen gehört, daß jene, die massiv 
dereguliert haben - wobei ich mich niclit gegen eine 
positive Flexibilisierung mit arbeitsmarktdienlichen 
Effekten welue -, jene also, die fast blindlings dere- 
guliert haben, nach dem Motto: Wenn man den Kün- 
digungsschutz derart lockert, daß es einfacher wird 
'Menschen freizusetzen', wie die Kapitalisten Ent- 
lassungen beschönigt bezeichnen, dann sei es auch 
einfacher Leute einzustellen, den Beweis für die 
Richtigkeit ihrer Theorie schuldig bleiben. Denn un- 
ter allen sozialistisclien Regierungen in Eumpa - ich 
mache darauf aufmerksain, daß die Dereguherungen 
ja ein Phänomen der sozialistischen Regierungen 
sind, dem die Christdemokraten allerdings problem- 
los gefolgt sind -, die dereguliert liaben, ist die Ar- 
beitslosigkleit erst mal massiv gestiegen Wenn Gro- 
ßuntemeluner Menschen freisetzen dürfen - um diese 
zärtliche Terminologie der Kapitalisten beizubeld- 
ten -, dann machen sie das. Und bestenfalls erst nach 
acht, zehn Jahren reißt der Reflex ein, auch schneller 
jemanden einzustellen. Kaum Beachtung findet dabei 
die Sorge der einfachen Leute - ein Wort das ich oline 
Gäiisefüiclieri gebrauche -, die sich stark veniiisi- 
cliert fühlen durcli solche Praktiken. Ich will iueniaii- 
dem vorgaukeln, der mit 20 Jalue~i einen Stelle fiii- 
det, daß er die bis 65 belialten wird. In meinen Augen 
trägt es aber wesentlich atmospharisch positiv zur 
Befindlichkeit einer Gesellsch'aft bei, wenn die Men- 
schen das Gefüid einer minimalen Sicherheit haben. 
Die absolute Sicherheit können Regierungen und 
Wirtsclkaften nicht inehr geben. Doch die Unsicher- 
heit und Prekarisierung zum Alpha und 011iega der 
Arbeitsmarktpolitik und der arbeitsreclitlichen Uri- 
ordnung zu machen, dem m i i  man m. E. widerste- 
hen. Sie fragte11 ja, ob es diese Tendenz in Luxem- 
burg nicht gebe, ob die Koiisensgesellscl~aft die Ab- 
wesenheit eines derartigen Drucks erkläre. Dein riiuß 
ich widerspreclie~i, de~ui diesen Druck gibt es. 

111 unserer gesirigen Sitzung iriachte icli zu einem ge- 
gebenen Zeitpurikt den Vorscliag, mich aus der Dis- 
kussion wegnidenken, anzunehmen, ein aiiderer sei 
verantwortlicli für die Arbeitspolitik, der diesen] 
Druck ~iacligebe. Und solche gibt es in jeder P<utei: 
iri meinerPartei liabe~i sie ~uclits zu sagen, in der so- 
zialistischen Partei liaben sie immer melu zu sagen 
und iii der demokratischen Partei haben sie noch nie 
was (anderes gesagt. Es ist also durchaus denkbar, d'aß 
eines Tages einer eine <andere Politik versucht. Ich bin 
übeneugt, daß werui wir eines Tages 7-8% Arbeits- 
lose liaben, daß wir diese Politik dann auch iiiachen 
werden. Dann wäclist der Druck derart, obsclio~i be- 
wiesen ist, daß das niclit der richtige Weg ist. Das 
berührt bei mir den heiligsten Kern meiner politi- 
schen Überzeuguiigen. Ich k m  niclit glaubeii, daß 
das Zerscldagen des Arbeitsreclits der einzige Weg 
aus der Beschäftigungskrise sein soll, da wir dann 
soziale Modell des Kapitaiisniiis aufgeben, der das 
Merkmal Westeuropas ist. 

fonm: Bisher leben wir ja noch auf einer Insel der 
Glücheligen in Europa ... 

Jean-Claude Juncker: Nein, wir leben iucht auf einer 
Insel der Glückseligen, wir leben so als würden wir 
auf einer Iiisel der Glückseligen leben Ich liabe die 
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Erfalmng geinaclit, daß Änderungen nur langsam 
durchgesetzt werden können, daß man eine Gesell- 
scliaft nicht durch zu markige Sprüche oder Vorge- 
hensweisen verunsichern darf. Wir brauchen d'aher 
Felder der anderen niclit naclinimachen. Wenn Sie 
zur Zeit die deutsche Rentendebatte verfolgen, stel- 
len Sie fest, daß dort viel abgeschafft wird, was wir 
nie eingeführt hatten, obschon unsere Steuergesetz- 
gebung auf der deutschen beruht. So brauchen wir z. 
B. nicht über die Besteuemg der Renten zu disku- 
tieren, denn das hin wir seit es Renten gibt. Wirwaren 
immer der Meinung, daß einer, der 100 000 Franken 
Rente oder Meiislosengeld bezieht genauso besteu- 
ert werden soll, wie einer, der 100 000 Franken Lohn 
erliält. Andererseits wiegen wir uns oft in der Illu- 
sion, daß uns in Luxemburg nichts geschehen kmi .  
Und trotzdem ist sclion bei den geringsten Eingriffen 
der Aufscluei enonn. Wenn ich die hysterischen Re- 
aktionen sehe bei der materiell doch sehr liarmiosen 
Refonn, die von der Regiening ini öffentliclieu Ren- 
teiisystem geplant ist oder das aufgeregte Gezeter 
Iiöre, weil wir im privaten Rentensy stem keine Struk- 
hirrefonn vorhaben, wenn das sclion bei den hohen 
Standards, die wir erreicht haben, als die Luxembur- 
ger Version von Austeritätspolitik verstanden wird, 
da~uibin ich dreifach bestärkt, das in der Tat so durch- 
zuziehen wie vorgesehen, denn dann hat das Vorha- 
ben fast schon eine pädagogische Wirkung. Doch 
Pädagogik allein ist in derPolitik kein Argument. Ich 
lialte es einfach notwendig, Probleme zu lösen, so- 
lange sie klein sind, weil ich uns für unfalug halte, 
große Probleme tatsäclilich zu meistem Darum will 
ich 1997 Problemlösungselemente auf den Weg brin- 
gen, damit sie greifen, wenn die Probleme 2015 akut 
wird. 

fomrti: Wer soll denn diese Probleme zum Ausdruck 
bringen, angesichts des Bedürfnisses nach Sicher- 
heit, das ja typisch B r  die Luxemburger ist? Solche 
Debatten werden doch bei uns sehr ungern geführt. 

Jean-Claude Juncker: In der Tat kann man politische 
Nonnen nur sehr langsam in die Tat umsetzen. Das 
entspricht niclit ~iieinem Gustos, aber das ist Regie- 
rungspolitik. Die mir in der Presse gemachten Vor- 
würfe, ich trete stets als Oberlehrer der Nation auf, 
führen zwar bei mir zu einer neuen Bescheidenheit 
im Ausdruck, aber niclit zu einer Bescheidenheit im 
Geist. Das möchte ich hier ausdrücklich festlialten. 
Ich rede jetzt freundlich, aber ich denke weiterhin 
agressiv. In der politischen Aktion muß man langsam 
gellen, aber immer in die richtige Richtung. In der 
politischen Erklärung aber muß man, ohne die Men- 
schen zu verunsichern, die Schwierigkeiten der heu- 
tigen Zeit und der kommenden Zeit richtig darstellen. 
Icli lialte es eher für ei~ienUnsicherlieitsfaktor, einem 
intelligenten Volk vomgaukeln, es werde in Zu- 
kunft keine Probleme liaben. Wir leiden eher an einer 
Abwesenheit von Unruhe in diesem Lande. Und f d s  
uris Unndie packt, ist es stets Unruhe um den eigenen 
Nabel. 

Reiclitum de$ Landes und zur Armut in der Welt wei- 
terhin lächerlich bleibt. Diese Politik wird zur Zeit 
auchohne Widerspruch mitgetragen Andem Tag, da 
man sagen würde, wir müßten im Pensionswesen des 
öffentlichen Dienstes sparen, um unsere Entwick- 
lungslulfe aufrechterhalten zu können, bricht die Fas- 
sade zusammen. Und trotzdem haben beide Sachen 
schrecklich viel miteinander zu tun. 

Wir sprachen von Globalisierung und Kapitalbewe- 
gungen usw. Wir leben in außergewöhnlichem Aus- 
maß davon und kritisieren das trotzdem. Ich weiß 
nicht, ob bewußte Schizophrenie heilbar ist. 

forum: Manchmal vielleicht besser nicht. 

Jean-Cllnude Juncker: Ich bin der einzige, der in Lu- 
xemburg offensiv für eine europäische Steuerlmo- 
nisierung eintritt. Alle meine Amtsvorgänger haben 
sich massiv dagegen gewehrt. Im Parlament finde ich 
heftigen Widerspruch bis in die Reihen der Koali- 
tionsparteien, wenn ich sage, wir müßten in Europa 
mehr Steuerharmonisierung betreiben, weil man 
nicht in eine Europäische Union hineinwachsen darf, 
in der das Kapital de facto gar nicht mehr besteuert 
wird und Arbeit immer höher besteuert wird, und wir 
müßten soziale Hannonisierung gleichscl&ten und 
vorschalten, wenn wir Steuerharmonisierung betrei- 
ben. Ich stelle nunmehr fest, daß sich ein ~o&.ens zu 
diesen Positionen lierauszuschälen beginnt, bis zu 
dem Tag, an dem wir in die real spii&are Steuerhar- 
monisierung eintreten 

Weltwirtschaftspolitik statt nur 
Entwicklungshilfe 
fomn: Ich möchte das Stichwort Entwicklungshilfe 
nochmals aufgreifen. Wer forum kennt, weg ,  daß wir 
diese Anstrengung der jetzigen Regierung sehr re- 
spektieren. Entwicklungshilfe kann aber immer nur 
ein Herumdoktern an Symptomen sein, während wir 
gleichzeitig eine Kapitalliberalisierung, von der vor- 
hin die Rede war, befurworten, die die Dritte Welt 
klar benachteiligt. Um dem gegenzusteuern hat der 
Wirtschafsw issenschaftler und Nobelpreisträger 
Tobin eine weltweite Steuer aufKapitaltransfers vor- 
geschlagen von I %. So könnte man die spekulativen 
Transfers unter Kontrolle bringen und eine Reserve 
schaffen, um die Schulden der Dritten Welt abzubau- 
en. 

Jean-Claude Juncker: Luxemburger Entwickiungs- 
hilfe kann nie mehr sein als ein Herumdoktern an 
Symptomen. Sie hat nicht einmal einen marginalen 
Wert. Doch da, wo sie ankommt, wird konkret Men- 
schen geliolfen. 

forum: Das steht außer Frage. Mir geht es um die 
Ursachen, warum diese Menschen in Abhängigkeit 
und Armut geraten. 

Jean-Claude Juncker: Ich lialte die Steigerung der Wir haben immer versucht, andere Elemente in un- Lwemburger Entwickiungslulfe 
für notwen- sere Politik miteinfließen zu lassen. So z. B. die ab- dig wegen der konkreten - wobei der Be- solut notwendige Steigerung unserer entwickiungs- @ Hilfe noch schlecht gewmt i* - und meitens 

p0litisclrnn Anstningung. Das haben wir ge tm wichtig fur uns selbg. Ich habe den Satz fomu- 
auch wenn diese Anstrengung im Vergleich zum lien, dad durch eine Erhöhung Ent- 
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wicklungslulfe die Annen auf der Welt nicht viel we- 
niger m n  werden, daß die Luxemburger aber viel- 
leicht viel reicher werden Ich selie ui der Erhöhung 
unserer Entwicklungslulfe aucli eine Wirkung nach 
innen. Das ist nicht nur als Benihigung des Gewis- 
sens nach außen gedacht. 

Doch es stimmt, daß die planetarisclie Strategie kei- 
nes Spekulanten dadiuch geändert wird. Wenn man 
eui weltweites System findet zur steuerlichen Bela- 
stung der spekulative11 Kapitalbeweguiigen und 
werui inan das Prodiikt in eine weltweit koordinierte 
e~itwicklungspolitisclie Aktion überfülut, kann icli 
dr~s nur begnißen. Sogar wenn man das Geld niclit in 
eine e~itwicklungspolitisclie Aktion einbringt, soii- 
dem eirifacli uni mit Hilfe einer Strafsteuer wirt- 
scliaftspolitisch nicht berechtigte Finanztransferts zu 
bekämpfen, kann ich das nur befürworten. Ich bin 
aber dagegen, daß wir das nur in Luxemburg machen 
oder nur in der Europäisclien Union. Wenn wir eine 
derartige Position aber erarbeiten und sie in den In- 
teniationaien Wäluungsforids einbringen und sie dort 
nut den anderen Wirtscl~zftsblöcken vereinbaren, ist 
das eine gute Sache. 

Iin übrigen beliaupteii die Anlkänger der Globaiisie- 
ning, die Globalisieniiig sei eine große Chance fiir 
die iintere~itwickelten Länder oder für den osteuro- 
päischen Teil unseres Kontirieiits, weil die Globali- 
siening diesen Gebieten aucli die Möglichkeit eröff- 
net, i lm Produkte aucli in Richtung konsumstarke 
Teile der Erde zu exportiereri. Das ist auch nicht 
falsch. Wir sehen iii der Globalisierung vorrangig die 
negativen Effekte für iiris: Präkcarisierung der Be- 
scl~gmgsverl~?1t1usse, wirtscl~~ftliclie Schwierig- 
keiten wegen Zunaimie der Konkurrenz, quantitativ 
urid qualitativ, ... Doch wo stellt gescluiebe~i, daß die 
Cluriesen iuclit auch Geld verdienen dürfen ... 

fonirii: Dann erhebt sich aber schnell der Vorwurf 
des sozialen Dumping! 

Jean-Claude Juncker: Eben! Wir Europäer wollen 
dann zuerst über die Bedingungen verliandeln, zu de- 
nen in China produziert wird. Ich unterhalte mich ja 
regelmaßig mit Asiaten und Osteuropäern. Und die 
finden diese Halhing verdammt arrogant, weil sie ei- 
gentlich sehr leicht beweisen können, daß wir unse- 
ren Wolilstand auf Kosten anderer aufgebaut haben, 
denen wir nun den Zugang zur Mehrung ihres Wolil- 
stands verbieten wolleii. 

fonirri: Es bleibt aber Tatsache, daß reiche Länder 
wie Großbritannien oder Deutsch landsichgegen die 
Berücksichtigung von Sozialklauseln wie Verbot der 
Kinderarbeit bei der Welthandelsorganisation 
(WHO) gewehrt haben. 

Jean-CTlaude Juncker: Das ist riclitig und falsch. Eine 
Melulieit der Mitgliedsstaaten der EU Int sich deut- 
lich Kir die Eirifiilinuig von Sozialklauseln im WHO- 
Vertrag ausgesprochen. Liixemburg noch deutlicher 
als andere. Es stimmt, daß die britische Regierung 
dagegen war, wie auch die australisclie und die neii- 
seeiändisciie, uni zwei iuciit voll Konservative11 ge- 
fülute Regierungen zu nenneil und daß Deutschland 
zurückhaltend war, ohne sich aber offen dagegen aus- 
zusprechen. Wir Iiaberi den Vorsclilag gemacht- wir 

d. h. der Luxemburger Arbeitsiiiinister ziisainitien 
mit dein Premierminister von Singapur und den Bot- 
scliaftern der ASEAN-Staaten, die ich zu deinZweck 
gerufen habe -, um im Juni in Genf eine Sitntng der 
Aheitsminister der ASEAN- und EU-Länder abzu- 
halten, um auf der Ebene der Praktjker zu überlegen, 
wie man beide Welten einander inher bringen köiui- 
te. Das scheitert starker an der Ablelmiing der Asiaten 
als an der Ablelmung der westlichen Industriestaaten. 
Die Briten liaben halt mehr Verbündete in Asien als 
in der EU. 

111 der EU liaberi wir eine Direktive über Kinderarbeit 
erarbeitet. Das war ein sehr müliseliger Prozeß. Die 
Augen wurden ~ iu r  trotz meiner 1,mgenErfalmiiig ne- 
sengroß geöffnet. Die Dänen weluten sich gegeii ein 
Verbot der Kinderarbeit, die Briten, . .. So erreichten 
wir ein Normenniveau, das kaum über jenem liegt, 
den die Inteniationaie Aheitsorganisation olmedies 
schon kurz nach dem ersten Weltkrieg erreicht hat. 
Die Dänen erklärten, die Erdbeerenernte verlange 
Kinderarbeit. Die Briten sagten, das Austragen von 
Zeitungen müsse Kindeni erlaubt sein. Das tue den 
Menschen gut, Kinderarbeit sei die Scliule der Na- 
tion. Mit solclieri Sprüclien wurde da operiert. Ich 
hörte viel Asiatisches tim den Tiscli herum. Und wir 
Luxemburger investieren unsere Eiitwicklwigsl~lfe 
iri Projekte, etwa in Nepal, mit denen versiiclit wird, 
Kinderarbeit auszurotten, uidem wir alteniative Eilt- 
wicklungsmodelle vorsclilagen 

Ich will also sagen, es gibt in Europa eine Mehrheit 
zugmsten von Sozialklauseln Es gibt eine integrale 
Ablelmiirig der Idee un asiatisclieii Raiun. Wenn bei 
uris gegen Globalisierurig gewettert wird, ist es eher, 
um iins gegen eine fJberschwemmung durch Prodiik- 
te aus arnien Ländern zu welueii als gegeii andere 
negative Folgen. 

fonun: Einen wesentlichen Grund, gegen die Globa- 
lisierung anzukämpfen, sehe ich aber darin, daß da- 
durch die Klassengesellschaft in der Dritten Welt 
noch viel stärker auseinanderdriftet. Die Globalisie- 
rung bringt einer verschwindend kleinen Kreis von 
Leuten in der Driiten Welt Vorteile 1.. 

Jean-Uaude Juncker: Das ist richtig ... aber auch 
falsch. Dem wenn Reichtum sich in einem Land in- 
stalliert und von langer Hand angelegte demokrati- 
sche Meinungsbildungsprozesse stattfinden, dann 
besteht zumindest die Chance, daß die Verhältnisse 
sich ändern. 

Eigentum verpflichtet 
forum: Ich habe meine Zweifel, ob das Wirtschafts- 
wachstum allein tatsächlich die sozialen Wirkungen 
zeitigt, die von ihm erwartet werden. 

Jean-Claude Juncker: Nein, die Illusion liabe icli nie 
geliabt. Wirtschaftswachstum an sich ändert nichts. 
Wirtscliaftswaclisturn schafft nur die Voraussetzun- 
gen, daß Ändeningen greifen können. Wer glaubt, 
mit Wirtscliaftswaclistum allein die Welt gerechter 
gestalten zu können, mit Wirtscliaftswachstum allein 
Arbeitsplätze zu scliaffen, vergißt, daß nun Begleit- 
politiken braucht zur Umsetzung des Wirtscliafts- 
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waclisturns, zur Demokratisiemng des Wiriscliafts- 
waclistums. Wirtsclnftswachstum allein profitiert 
iiiuner nur einer Minderheit. Es braucht die Gesell- 
scluft, es brauclit die Politik, es braucht breite Mei- 
iiii~igsströme, um die Effekte des Wirtschaftswaclis- 
tiuiis zu demokratisieren (umzuverteilen). 

forum: In Europa steilt man zurzeit ja das umgekelu- 
te Pl~tomenfest:  InDeutschland bezahlen großeBe- 
triebe immer weniger Steuem, BMW läßt sich gar 
voiii Steueramt Steuergelder zurückzahlen, der 
Staatshaushalt kennt immer größere Probleme, die 
kommunalen Kassen sind zum Teil ganz leer, wie in 
Frankfurt trotz d e n  Banken ... 

Jean-Claude Juncker: Die haben auch unnütz Geld 
ausgegeben . . . 

foni~n: Das mag sein, doch die Transfers zur öfent- 
lichen Hand hin nehmen ab ... 

Jean-Claude Juncker: Das ist riclitig und das ist der 
Grund, warum ich naclidrücklich für eine europäi- 
sclie Steuerharmonisierung plädiere: Kapitalbetriebe 
bringen es nämlich dank Liberalisiening der Kapital- 
bewegungen fertig, sich dort besteuern zu lassen, wo 
keine Steuern zu zahien sind. Und in dieser Hinsiclit 
liabeii die Holländer unendiicli melu Talent als Lu- 
xemburg. Daher ist die Diskussion über eine europäi- 
sche Steiierharmonisiening nicht nureineDiskussion 
über eine Kapitalertragssteiierl~2rmonisienmg, son- 
dem über eine Harmonisierung der allgemeinen 
Steuern. Mit Naclidnick inuß inEiiropa ~ni t  derselben 
Begeisterung über eine Hannonisiemiig der Be- 
triebs-, Gesellschafts-, Unternehmens- oder Körper- 
scliaftssteuern geredet werden wie über eine Bestelle- 
rung der Zinserträge. Es ~naclit mir Sorgen, daß die 
entreprise citoyenne immer meluverscliwindet, weil 
die wirtscliaftliche Aktivität losgelöst von gesell- 
scl~aftspolitisclien Fiimlitäten betraclitet wird. Wirt- 
scliafi ist doch kein Selbstzweck. Wirtscliaft findet 
statt, damit in einem bestimmten Raum eine be- 
sti~iimte Arizald Mensclien in Würde leben können. 
Wer diese Finalität auskiammert und Wirtschaft um 
sicli selbst drelien I'Wt, der ko~nnit zu perversen Pha- 
noiiienen: Vor 20 Jaluen Iiätte waimclieinlich den 
Preis des besten Managers in der EU jener erl~alten, 
der arii ~neisten Arbeitsplätze gescliaffen liatte. Heute 
erlidt ilin jener Manager, der es ohne viel Lärm fer- 
tiggebraclit lut, viele Arbeitsplätze abzuscliaffen. Es 
ist doch eine exzellente Perversion unserer Zeit, d'aß 
die Börse in en USA negativ reagiert, wem die Ar- 
beitsiiurktzahien positiv sind. Dieser ungebreinste 
Vormarsch der sog. pensie unique qui diferle sur I '- 
Europe, die Cliirac in seinem Walilk'mpf mal richtig 
analysiert liatte, die als tüclitigsten Betrieb den 
scli1,anksten Betrieb luristellt, der kaum noch Leute 
besclulftigt und trotzdem gute Resultate erwirtsclmf- 
tet, die er womöglich niclit besteuern Ist, wird zu 
sclilii~iirien I~iiplosioiieii in unserer Geseilsclmft füh- 
ren und zur Ablehnung dieser Form von Wirtscliafts- 
politik. Normale Meiisclieii finden sich in einer sol- 
clien Welt niclit melu zurecht. Die Leute werden irre 
dcmi. 

fonim: Aber ist die Macht der Wirtschaj? nicht mitt- 
lerweile so groß, daß letztendlich keine Chance mehr 

besteht, von politischer Seite zu intervenieren? Die 
europäische Wirtschaft hat ja noch die Möglichkeit, 
nach draußen zu gehen und den Laden hier dicht zu 
machen. 

Jean-Claude Juncker: Wir reden jetzt von den Scliu- 
len des Wirtschaftsverhaltens, die sich loslösen von 
jeder gesamtgesellschaftlichen Verantwomng, die 
sich nicht mehr dem Gemeinwohl verpflichtet fühlen. 
Wir Cluistdemoiuaten sagen immer: Eigentum ver- 
pflichtet. Und so sehe ich das aucli. Da bin icli schon 
ein Mann der christlischen Soziallehre. Eigentum hat 
man nicht für sich allein. Es gibt aber auch viele An- 
hänger, auch in Kreisen der Wirtschaft, die zurück- 
finden möchten zur Finalitätsverpflichtung der Wirt- 
schaft. Es gibt auchinLuxemburg Betriebe, die einen 
Beschäftigtenstand halten, der größer ist als notwen- 
dig, weil sie den einfachen Weg des Personalabbaus 
niclit gellen wollen. In der japanischen Wirtschaft - 
die wir ja gerne als tigerartig erleben - werden keine 
Menschen entlassen. Da gibt es lebenslange Beschäf- 
tigungsverhältnisse. Daher kritisieren Liberale den 
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japanischen Arbeitsmarkt als zu rigide. Trotzdem 
liegt die Arbeitsloseriquote unter 3%. Das bedeutet, 
daß wenn eine Gesellscliaft mittels Teilen - das kön- 
nen wir ja nicht mehr in unsem Lande - mögiiclist 
viele Arbeitsplätze erhalten will, dann kann sie das 
aucli. Und die Wirtscliaftslobby in Japan ist ja eher 
ausgesprochen stark. 

Es ist trotzdem riclitig, daß unsere europäische Wirt- 
sclmft in offener Konkurrenz steht zu Wirtschafts- 
kräften aus Räumen, die ordi~ungspolitisch über- 
liaiipt nicht verfaßt sind. Daraufmuß man Antworten 
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fonniilieren. Solche Antworten liegen in einer Stei- 
gemrig der Produktivität, in einem scluiellen Umset- 
zen von Forschungsergebnissen. Damit tun sich die 
Europäer außergewöluilicli scliwer: Es dauert hier 
dreimal länger, bevor eine Erfindung ihren Weg in 
die industrielle Produktion gefunden hat als in Japan 
oder in anderen asiatisclien, neuindustrielien Staaten. 
Ich will nicht sagen, wir seien schlechter geworden 
als früher, die anderen sind nur besser geworden als 
sie früher waren. Die Konsequenzen dieses Tatbe- 
stands rnuß man akzeptieren Wo steht, daß Reich- 
tum, Wolilstaiid und Zufriedenheit exklusiv für Eu- 
ropa bestimmt sind. Wer könnte die Inder oder die 
Chinesen daran lundeq in den nächsten zwanzig 
Jaluen ilmn Lebensstandard zu verdoppeln? Ist die 
Tatsache, daß Indien und Cluna morgen die größten 
Wirtschaftsblöcke der Welt sein werden, ein Grund, 
beide daran zu luiideq sicli n1ch oben zu mausern? 
Das kann ich ~uclit naclivollzielien. Wenn wir in Eu- 
ropa dadurch eui bißchen Wolilstand einbüßen, ist 
uns doch noch niclits gesclielien. 

forurn: Die Frage ist nur, wer Einbußen hinnehmen 
muß! 

Jean-Claude Juncker: Ich sehe das schon als gleicli- 
mäßigen Prozeß. Es gibt ja auch bei uns noch arme 
Leute. Sogar viele! 

forum: Wir meinen ja auch, daß dann ein gesamtge- 
sellschajllicher Umdenkungsprozeß einsetzen muß. 
Wenn Sie Japan mit weniger Arbeitslosigkeit anfüh- 
ren, andererseits aber sehen, daß die in Europa viel- 
gepriesene Freizeitgesellschaft in Japan gar nicht 

denselben Stellenwert hat, d. h. die Menschen sind 
dort mit ihrem Job verheiratet bis in den tiefenAbend 
hinein, dann bedeutet das eine völlig andere Menta- 
lität ... 

Jean-Claude Juncker: Ich meine nur, daß Europa Ab- 
stand nelunen muß von seiner Arroganz in der Ana- 
lyse, das europäisclie Sozial~tiodell sei ui allen Piink- 
ten allein das richtige. Icli beliaupte, es ist in den 
Grundzügen richtig und - im positiven Sinn des Wor- 
tes - ui seiner sentimentalen Dimension. Man muß 
aber auch bereit sein, sich umzuselien, was anderswo 
in der Welt geschieht, und bereit sein, sich zivilisato- 
risch daran zu inspirieren, was bei anderen geschielit. 
Nun bin ich niclit der Meinung, daß das japanische 
Modell oder das amerikanisclie Modell - das schon 
gar niclit - irnporifälug wären in Europa. Docli die 
Tasache, daß auch der japanisclie Arbeitneluner fin- 
det, daß er eine gesellschaftliche Aufgabe walir- 
nimmt und niclit nur für sich selbst arbeitet, muß ei- 
nen doch zum Naclide~iken bringen. Ich finde zwar, 
daß die Japaner das maßlos übertreiben wid zwarauf 
Kosten der Substanz des Lebens, des kollektiven Le- 
bens. Bei uns aber gibt es immer meluMenschen, die 
finden, daß die Arbeit bei der Freizeitgestaltung 1Un- 
derlicli ist, weil sie die Freizeitgestaltung als der Ar- 
beit übergeordneten Wert ansehen. Ich bin eher der 
Meinung beides sei gleicliwertig. Icli bin aber ~uclit 
einverstanden mit einer Welt, in der man nur lebt, um 
zu genießen (sech et gutt goe loossen), oluie Rück- 
siclit auf das, was den anderen Menschen gesclueht. 

Nun bin ich auch ein religiöser Mensch, selbst wenn 
ich davon nie rede, weil ich das undezent finde. Docli 
ich finde, werin man kraft der Scliöpfung über eine 
Reilie von Talenten verfiigt, Iiat ni~m kein Recht die 
nur für sich selbst zu gebrauchen. Und wenn ich das 
laizistisch ausdrücke, sage ich: man ist als einzelner 
auch dein Gemeinwohl verpfliclitet, auch als Schaf- 
fender darf es niir nicht nur darum gellen, meinen pri- 
vaten Wolilstand zu mehren und freizeihnäßig maxi- 
mal für mich umzusetz.en. Wir müssen also eine alte 
luxemburgische und europäische Tugend neu eilt- 
decken und den Mut zum Teilen wieder aufbringen. 
Viele Bescliäftigungskrisen sektorieller oder regio- 
naler Natur sind durch Teilen zu belieben. Ich liabe 
vor kurzem gesagt, ich sei überzeugt, daß viele Be- 
sdiaftigte in Luxemburg einverstanden wären, auf 
Lolmwachs zu verzicliten, wenn der Arbeitgeber 
die überprüfbare Garantie liefert, daß &durch Ar- 
beitslose einen Job f iden.  Daran glaube ich. Nun Iiat 
ein Untenielunen eine anonyme Umfrage bei ihren 
28 Beschiftigten veraristaltet, um zu wissen, ob sie 
mit diesem Satz aus ineinein Interview einveistaiden 
wären. 28 Bescliäftigte antworteten anonym, sie sei- 
en damit niclit einverstanden Es Inndelte sich um 
einen Betrieb, in dem Spitzengehälter bezahlt wer- 
den. Icli bin überzeugt, daß wenn man die Umfrage 
bei Villeroy & Boch veranstaltet, wo die Leute Kurz- 
arbeit haben und die Arbeiter dadurcli i~ri Mo~nts- 
durclisclmitt 8000 Franken verdienen, würde ein Ja 
herauskommen Das führt micli dazu zu sagen: Le 
Luxembourg qui gagne ist niclit unbedingt da zu su- 
clien, wo er sich selbst sieht. 

fomn: Damit kommen wir zum Thema Arbeitsmarkt. 
Wir leben in Luxemburg mit oflenen Grenzen, auf ei- 
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nem sehr kleinen Territorium. Ist da eine nationale Jean-Claude Juncker: Weil ich mit einem unbe- 
Arbeitsmarktpolitik noch sinnvoll? grenzten Fanatismus gegen eine luxemburgisclie 

Universität bin weil ich Angst habe vor der Betriebs- 

Arbeitsmarkt- und 
blindheit junger ~uxemburger, die nicht mindestens 
vier Jahre im Ausland studiert haben Ich fürchte den 

Bildungspolitik akademischen Inzest. 

Jean-Claude Juncker: Wir haben keine nationale Ar- 
beitsrnarktpolitik. Wir I d e n  eine Arbeitsrnarktwirk- 
liclikeit einer Großregion. In den Räumen, die an un- 
sere Grenzen stoßen, ist die Arbeitslosigkeit unend- 
lich größer als bei uns: 14,3% in1 Saarland, 17% in 
Wallonien (in der Provinz Luxemburg aber nur 8%: 
da merkt man schon denBeitrag Luxemburgs), ... Ich 
behaupte aber: Wirbrauchen mehr nationale Elemen- 
te in der Arbeitsmarktpolitik. Das meine ich nicht po- 
piilistiscli. Ich finde es wichtig, wenn man Arbeit an- 
zubieten lmt, daß man sich dann bemüht, daß die 
Menschen vor der eigenen Haustür, ob Luxemburger 
oder nicht, nicht prinzipiell ausgespent werden. Das 
ist kein Plädoyer gegen die Grenzgänger. Meine Sor- 
ge ist ~iiir, daß auch Menschen, die in diesen1 Lande 
woluien, das Recht behalten, Anscliluß an den luesi- 
gen Arbeitsmarkt zu finden und nicht wegge- 
scliwenunt zu werden, nicht durch Grenzgänger, aber 
diirch Arbeitgeber, die Grenzgänger bevorzugen, 
weil die in ihren Lohnerwarhmgen deutlich unter 

Doch es stimmt nicht, was Sie über die Grenzgänger 
sagen. Die meisten Grenzgänger, die bei uns einge- 
stellt werden, sind nämlich unqualifiziert. Die brin- 
gen kein Ausbildungsgepäck mit, das größerwäre als 
jenes der Luxemburger, die keine Arbeit haben. Viele 
Arbeitgeber vor allem in kleinen Betrieben stellen 
Grenzgänger ein, weil die billiger sind, und weil viele 
Luxemburger Arbeitnehmer die angebotene M e i t  
gar niclit verrichten wollen. Und das hat etwas mit 
der Würde der Arbeit zu tun. Wir meinen, da die Son- 
ne 30 Jalm lang geschienen hat, wohi zu stark für 
verschiedene, bestimnite Arbeiten seien unser nicht 
würdig. Das ist ein reales Problem. Wir müssen wie- 
derentdecken, daß jede Arbeit in einer Wirtschaft ih- 
ren eigenen Wert hat. Es gibt keine Hierarchie in der 
Arbeit. Das ist eine meiner fundamentalen Überzeu- 
gungen Sobald eine Arbeit anfällt, die getan werden 
miiß, hat sie denselben Wertundjener, der sie ausübt, 
dieselbe Würde wie die sogenannten bessergestellten 
Arbeitnehmer. 

Vor 20 
Jahren hätte 
wahrschein- 
lich den Preis 
des besten 
Managers in 
der EU jener 
erhalten, der 
am meisten 
Arbeitsplätze 
geschaffen 
hatte. Heute 

dein Luxemburger Niveau liegen: forum: Es muß sich also wieder lohnen, einer bezahl- erhält i h n 
fonim: Ist das nicht auch eine Frage der Qualrfka- ten Arbeit nachzugehen. jener 
tion? Wenn ich als kleiner oder mittlerer unterneh- 
mer im nahen Ausland einen fertig ausgebildeten Ar- 
beitnehmerfinde, wenn ich zudem nicht durch einen 
Kollektiwertraggezwungen bin, in Weiterbildungzu 
investieren, so daß der Bewohner dieses Landes im- 
mer weniger an den Arbeitsmarkt angepaßt ist, wäh- 
rend draußen die Menschen immer weitergebildet 
W erden, . . . 

Jean-Claude Juncker: Es ist schon richtig, daß wir in 
exorbitanten Maßen von den Anstrengungen des 
Auslands profitieren, in vielerlei Hinsichten Das hö- 
ren die Liixembiirger nicht gern. Wenn ich rechne, 
wieviele Milliarden wir durch billigeres Benzin ein- 
rielunen, wieviele Milliarden durch die Nichtbesteue- 
nrng von Kapitalgewinnen in Luxemburg an Steuer- 
mitteln anfallen, dann kann ich das niclit als ethische 
Spitzenleistung betmchten Das inuß man in der Tat 
langsam ändern, denn eine Gesellschaft kann niclit 
ihren Wolilstand auf Daiier aiif eine derartige Ni- 
sclienpolitik aufbauen. Und das Ausland bildet 
sclirecklicli viele Arbeitrieluner aus, die bei uns ar- 
beiteri. Und es bildet alle jene aus, die sich als Intel- 
ligentsia des Landes betrachten, weil sie irn Ausland 
studiert haben. Jeder Premierminister, der nach Lu- 
xemburg kommt, stellt mir die Frage, was wir dem 
bezahlen wollen für die jungen Menschen, die wir 
gratis in Belgien, Frankreich, Österreich oder der 
Schweiz ausbilden lassen. Wir nehmen ja gar nicht 
zur Kemtni~, wieviele Studierende das Ausland für 
uns ausbildet, wCihreiid wir uns doch selu nahe an 
einem ausländerfeindliclien Diskim bewegen. 

fonim: Warum baut denn Luxemburg keine eigene 
Universität auf3 

Jean-Claude Juncker: Wir haben bei der Steuerre- 
form von 1990 die steuerfreien Gehälter stark ange- 
hoben. Wir haben einen Eingangssteuersatz von 
10%. In der BRD feiert man heute, daß man den Ein- 
gangssteuersatz auf 15% senken will. Bei uns geliö- 
ren einkommensschwache Arbeitnehmer eigentlich 
gar nicht zu den SteueIzalilern. 

Ich bin auch deswegen der Meinung, daß man mehr 
nationale, oder besser: mehr bimenmarktonentierte 
Elemente in der Beschäftigungspolitik braucht, weil 
ich spüre, wenn die Lage sich auf unserem Mei ts -  
marki weiter verschärft, daß dann ganz rapide eine 
ausläiiderfeindliche Diskussion ausbricht. Und ich 
habe ein sehr feines Gespür für derartige Tendenzen. 
Meine Korrespondenz ist ein sehr guter Spiegel da- 
r::- 

forum: Ist nicht auch das Schulsystem eine der natio- 
nalen Möglichkeiten, um aufden Arbeitsmarkt einzu- 
wirken? Rund die Häve  der Jugendlichen verlassen 
die Schule in Luxemburg ohne Abschlußdiplom. An- 
dererseits hat Luxemburg den geringsten Prozent- 
satz an Hochschulabsolventen in der EU im Verhält- 
nis zur Bevölkerung. Wird der Reichtum, den unsere 
Bevölkerung als solche darstellt, genügend gejbr- 
dert, um der Flexibilität und den neuen Anforderun- 
gen des Arbeitsmarktes besser gerecht zu werden? 

Jean-Claude Juncker: Auch in Deutscliland gibt es 
diese hmdäquation zwischen Ausbildung und Anfor- 
derungen des Arbeitsmarktes. Auch dort werden vie- 
le Posten in der Privatwirtsclnft nicht besetzf weil es 
die qiialifizierteii Menschen nicht dort gibt, wo sie 
gebraucht werden 

- 
Manager, der 
es ohne viel 
Lärm 
fertiggebracht 
hat, viele 
Arbeitsplätze 
abzuschaffen. 



Unsere Politik 
ist und wird 
immer mehr 
sein, gegen 

den 
Widerstand 

breiter 
Bevölkerungs- 

kreise, 
Energie 
stärker 

steuerlich zu 
belasten. Es 
gibt keinen 

anderen Weg. 
Arbeit ist rar 
und Energie 
wird zu sehr 

vergeudet. 

foruin: Müßte denn Luxemburgnichtgerade in dieser 
Hinsicht seine Vorteile präziser ausspielen? 

Jean-Claude Juncker: Auf jeden Fall. Ich gebe aber 
zu, d'aß ich ein Ignorant in Sachen Bildungspolitik 
bin. Icli bin allerdirigs der Meinung, daß die Schule 
noch andere Finalitäten lnt, als nur Wirtschafisrobo- 
ter herzustellen. Zweitens meine iclg daß bei bestein 
Wissen und Wollen die Schule nie just in time rea- 
gieren kann auf die Anfordeningen des Arbeits- 
markts. 

Aber in der Weiterbildung müssen wir gewaltige An- 
strenguiigeii iintenielunen. Der Anteil der Lolm~lras- 
se, den Luxeiriburger Betriebe für Weiterbildung aus- 
geberi, ist der niedrigste in Europa. Wirbringen dalier 
ein Gesetz auf den Iiistanzeriweg, iuii die Weiterbil- 
dung a~iziikurbeln und die Betriebe a~uustacliel~i, 
iriiiideste~is 3% der Loluuiiasse ui die Weiterbildung 
zu i~ivestiereii. Tuxi sie das, ricliteii wir staatliche Be- 
gleitixistniinente auf, die 1,s Milliarden im Jahr ko- 
sten werden, da wir der Meinung sind, d'aß Weiter- 
bildiiiig eine geineinsaitie Aufgabe von Stmt und 
Wirtscliaft. Irii Aiisl~md wird das übrigens nicht so 
gesellen. Da gilt Weiterbildung als alleinige Aufgabe 
der Wirtscliaft. In diesem Lande wird nur verbal ge- 
fordert, der Staat miisse sich Iieraushalten. Tut er es, 
läiift einfach nichts. Das ist freie Marktwirtscliaft in 
Luxemburg. 

Ixii übrigen gescluelit aiicli schon einiges, aiicli wenn 
dariiber nicht viel geredet wird. Von den 6500 Ar- 
beitslosen sind iiruiierliiri 700 in Aiisbildungskursen, 
900 gehen einer Arbeit rnclg wäluend der iluie~i Aus- 
bilduiigseleniente vermittelt werden, 1040 Arbeit- 
nelimeni bietet der Staat euie Zusatzausbildiing an, 
obschon sie iiocli bescl~2ftigt sind, doch sie riskieren 
iluen Arbeitsplatz iri absehbarer Zeit zu verlieren und 
köiuieii sicli so für die Zeit 1~1~11 dem Verliist der Ar- 
beitsstelle qiialifiziereii. Uber den Weg der Schule 
allein kam ~iiaii eine Adäqiiation zwischen Benifs- 
eig~iuiig und angebotene11 Arbeitsplätzen rucht errei- 
clieii, aber Weiterbildiiiig halte ich schon für eine 
wichtige Sache. 

fonirii: Ein anderes Mittel, um auf den Arbeitsmarkt 
einzuwirken ist auch die Steuerpolitik im uinfassen- 
den Sinn des Wortes, also Sozialabgaben inbegruen. 
Wenn inan versucht, die Lohnnebenkosten und ande- 
re die Arbeitsh~aft belastende Tmcen zu reduzieren, 
und an deren ,Stelle eher Energie oder Wertschöp- 
f ing taxiert, fördert man auch die Einstellung von 
Arbeitskrafen. 

Jean-Claude Juncker: Das ist die Politik trieiner Re- 
gienitig. Es fällt niir niclit aiif. Ziiatuiien mit D&ie- 
inark hat Liixe~tibiirg in Europa seine soziale Siclier- 
lieit arti stärkste11 fiskalisiert, d. 11. daß die Loluuie- 
be~ikosteii aIti niedrigsten sind. Das ist gerade ein 
Gmrid Kir die koriti~iirierliche Arbeitsplatuiieluurig 
aiif dem Liixeinburger Arbeitsi&irkt. Das liat übri- 
gens Däiieiiiark ~uclit d ' m  gelu~idert, trotzdeiii 12% 
Aheitslose ~gistnereii zu niiissen. Die Tlieone, daß 
niedrige Loliruiebeiikosten aiitoriiatisch zru Wieder- 
belebii~ig des Arbeitsiiiarktes fülue~i, wäre also aiicli 
iiocli ni iiberpriifeii, aber das sei I I L ~  daiu~igestellt. 
Iclifiride es iii der Tat riclitig, daß iiim ruclit zu große 

Teile des Staatswesens und des Sozialwesens über 
die Besteuerung der Früchte der Arbeit finanzieren 
soll. Mai  soll daher Arbeit niclit verteuern, da sie sel- 
ten wird, sondern man soll sie verbilligen in ihren 
Nebenkosten, iiicht in iluen Nettololinelementen. 
Das tun wir in der Tat. Wir finanzieren z. B. die neiie 
Pflegeversiclierung niclit über Sozialabgaben, son- 
dem über eine solidaritätssteuei-ähnliclie Maßnalune, 
die alle Einkommen, niclit nur Arbeitseinkuiifte, er- 
faßt. also z. B. auch Mieterträge, Kapitaleinküiifte 
usw. Das ist erstmalig, daß wir einen solchen Weg ui 
Luxemburg besclueit& und erstaunlicherweise wird 
darüber kaum diskutiert. Und die Betriebe belasten 
wir nicht als Arbeitbescliaffer, sondern als Energie- 
konsumenten Bei der Diskussion über die Finanzie- 
rung der Krankenkassen waren Arbeitgeber und Ge- 
werkscl~afien sicli euug geworden, die Sozialbeiträge 
zu erliölieri. Die Regierung konnte die Erliöliiuig in 
ilmr vollen Breite vermeiden, indein andere Iristm- 
iriente herangezogen wurden, und zeigte so, wie Pa- 
tro~iat und Gewerkscliaften es eigentlich zur Veniiei- 
dung einer Erhöhung der Loluuiebenkosten hätten 
tun rniisen. Daher hat aiicli dieser Erfolg der Regie- 
rung in der Presse kauiii Beaclitiuig gefunden. Unsere 
Politik ist und wird iituiier 1ne1u seui, gegen den Wi- 
derstand breiter Bevölkenirigskreise, Energie stiirker 
steuerlicli zu belasten. Es gibt keinen anderen Weg. 
Arbeit ist rar und Energie wird zu selu vergeudet. 
Damiis resiiltiert fur die Steueruolitik der doppelte 
Imperativ, daß Arbeit entlastet b~id der ~nerg'iever- 
braiicli belastet werden inuß. Da koinmen auch rioch 
europäisclie Vorgaben, an denen wir uiis inspirieren 
werden, oluie den Be~izinpreis nun auf 100 Franken 
zu erhöhen, dem das wäre unsozial. 

Pressehilfe und Kulturpolitik 
fonirn: Eine Frage zur Presse: Wie sieht denn in Ih- 
ren Augen unabhängige und kritische Presse aus, die 
Sie erneut beim Neujahrsempfang gefordert haben ? 

Jean-C'laude Juncker: Icli weiß &IS ruclit. 

fonuii: Ist denn die Pressehiye nicht ein Debakel, das 
dazu fuhrt, daß wirklich freie und unabhängige Pres- 
se verhindert wird? 

Jean-Claude Juncker: Nein, ich sehe die Presselulfe 
wirklich ~uclit als I~istniiiie~it nir Knebelung der Mei- 
riu~igsvielfalt der Presse. 

fomii: Aber sie fuhrt dazu, daß viele Organe auf- 
rechterhalten werden, die nichts an kritischer Sub- 
stanz beinhalten. 

Jean-Claude Juncker: Das ist richtig, aber ich weiß 
iuclit was kritische Substanz ist. Kntisclie Siibstau 
ist es ~uclit, den Staatsriiinister zu kritisiereii. Tatsa- 
che isi aber, daß jene Presseorgane, die ~uclit oluie 
Presselulfe aiiskonunen, die einzigen sind, die den 
Staatsmiiuster systematisch kritisieren. Ich finde, 
Zeitiirigsprodiikte - ein scidirtuiies Wort - sind keine 
Wareii wie andere. Mau kam das freie Spiel der 
Marktwirtscliaft auf diesein Gebiet sich nicht austo- 
ben lassen, so~ist gäbe es Iiiir zwei Zeitiuigeii in die- 
seln Lande. Und ich wäre ruclit froh, wenn es iiiu das 
Luxemburger CVort iuid eine andere Zeitiirig gäbe, die 
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iiiclit iiribedingt das tageblatt wäre. Die Gedankenfa- 
iiiilien in einer Gesellsclnft sollen sich aber auf ir- 
gendeine Weise aosdriicke~i können, gerade weil sie 
iiinticluiial nur ~nirioritäre Meiniuigsströiiie darstel- 
len. We~ui wir einen Einlieitsbrei iin Pressewesen 
Ii3ttei1, würde 1x1. E. die geseUscliaftspolitisclie Qua- 
lilat der öffentlichen Debatte starke Einbußen erlei- 
den. Wir Iiaben dalier ein Gesetzesprojekt vorberei- 
tet, das die Presseluife relativ massiv erhöhen wird, 
weil ich finde, daß der Pluralismus einen Preis liat. 
Das ist aber allerdings keine ortliodoxe Art und Wei- 
se, den Meinungspluralisinus zu erhalten, denn das 
Bedürfnis nachMeinungspluraiismus ist gar nicht so 
ausgeprägt wie man meinen könnte. Ansonsten müß- 
teil riäIrilich verschiedene Presseorgane einen größe- 
ren Absatz finden. Das ist aber keine Ursache, ihn 
staatspolitisch total ins Abseits zu bringen. Ich finde 
sclioii, daß die Qualität der Regierungspolitik sich 
dtircli die Kraft des Widerspruclis verbessert. Daher 
ist sie so sclilecht. 

foniiii: Wir sprachen von der sozialen Kohiision. Ist 
in Zusammenhang mit der Pressehilfe nicht auch ge- 
zielter vorzugehen, damit die Presse den Einwoh- 
nern, die nicht des Deutschen und Luxemburgischen 
mächtig sind, entgegenkommt, um die nationalen 
Rcnlitclten besser zu verstehen? 

Jen17-C'laude Juncker: Das ist eine selu wichtige Sa- 
clie. In Gespdclien mit den1 RTL-Feniselieri verl~?n- 
dele ich darüber, d'atnit - nicht über den Weg von spe- 
ziellen Ausl&idersendurigen, die ich immer als ir- 
geiidwie beleidigend und niiriderlieitenverstärke~id 
eiiipfinde - sondern über den Weg eines doppelten 
Kanals die bestellende einstündige Sendimg, deren 
Qualität icli niclit komrientieren will, aucli auf fmn- 
zösiscli eiripfuigen werden kann. Ich finde es inte- 
grationspolitisch einfach wiclitig, daß die Iuemlan- 
de woluienden Ausländer die hiesige Aktualität in ei- 
ricr iluien verstäiidliclie~i Spmclie verfolgen können. 
111 diesen Block sollte da1111 ein pmniid in der Woche 
eiii AusläIidertlie~xia eingebaut werden Daneben gibt 
es eine Reihe von Veröffentlicliiiiigeri wie Contacto, 
die aefördret werden sollen. Icli Iiabe vor wenieeii 
~ a g e n  besclilossen, daß Regierungsbescliliisse, vdie 
fiir die portiigiesische Geiiieiriscliaft wiclitig sind, 
auch in portugiesischer Sprache als Avis oflciel in 
dieserZeitsclirift inserieren zu lassen. Das bringt die- 
sei1 Veröffentlicliiingen dann auch entsprecliende 
Eiruialunen. Eine solclie, indirekte Presselulfe macht 
in. E. Simi angesichts ilms Leserkreises. 

Jean-Claude Juncker: Das sehe ich ~uclit, dem das 
Kiiltuhudget liat sich iri den letzten drei Jaliren ver- 
dreifacht. 

fonm: Ja, aber die Bauten, die kommen, werden Be- 
triebskosten mit sich bringen, die in meinen Augen 
gar nicht mitbedacht sind, und dann kommt die Ge- 
fahr, daß ein Bau allein kein Museum ausmacht. Und 
der Trugschluß wird immer wieder nach außen ge- 
tragen, als sei das Wichtige die Architektur als sol- 
che. Das wird nicht funktionieren in meinen Augen. 

Jean-Claude Juncker: Ich bin da einer leicht anderen 
Meinung. Ich finde, daß eine architektonisclie Spit- 
zenleistung an gegebenem Ort - damit sind niclit die 
Drei Eicheln gemeint, sondern die Stadt Luxemburg 
- einen Wert an sich liai, weil sie etwas aussagt über 
den Zustand einer Gesellscl~aft, die nicht einfach ihre 
Geldmittel in kurzfristige Tageskonsimgescliafte in- 
vestiert, sondern auch mal längerfristige Anlagen 
macht und einer Stadt ein bestimmtes Gesicht ver- 
leiht. Unsere Generation liat ja noch nichts Derartiges 
hinterlassen. Daiiut will ich niclit in die Fußstapfen 
von Mitterand treten Es ~niißte auch bekannt sein, 
daß ich nucli nie derart mit dieseln Projekt ideiitifi- 
ziert habe. Ich will nur, daß es realisiert wird. 

Ini iibrigen bin icli derMeinung, daß das eine Offerte 
fiir die Ziikurift ist, d<aß &is Leute nach Liixembiirg 
bringen kann, dem in Metz und Saarbrücken iind 
Tner stehen anziehendere Arcliitektiihaiiten als bei 
uns. Doch für die Leute, die Iieiite leben, ist es sicher 
wiclitig, was rundum und im Museum geschehen 
wird. Ich bin eigentlich stärker begeistert für den ar- 
clutektoiusclien Bau nut allen seinen Virtualitäten als 
fiir ein Museum fiir zeitgenössische Kunst, dem das 
wird, wenn es soweit sein wird, auf die größte Able- 
Iiung stoßen Ich möclite schon, daß in diesem Mu- 
seum - an diesem Ort oder anderswo - auch Volk sich 
ereignet. Das ist niclit meine Aufgabe in der Regie- 
rung, doch ich möclite niclit, daß wir 'was Scliönes 
bauen, das nachher ~uclits nielu mit den Menschen zu 
tun Iiat. Da gibt es ja aber siclier Möglichkeiten, das 
zu bewerkstelligen. 

Icli Iiabe das erste Museumsprojekt sehr stark redu- 
zieren lassen. Das war mein Streit mit diesem Projekt. 
Das Iiat mir den Vorwurf des kulhirellen Banausen 
von Seiten der Besserwissenden und Besserverdie- 
neiiden eingebraclit. Manclunal miiß nian auch Pro- 
jekte diuchbniigen, die abgeleluit werden. 

foni~ii: Eine letzte Frage zu den MegabautenJur die fonun: Die Ablehung kommt von einem mangelnden 

Kultur. Ich halte es für sehr gefiihrlich, wenn man Interesse in der Bevölkerung fur die Etablierung ei- 

einerseits kulturpolitisch sehr heruilterfährt und ner adäquaten ,Sammlung ... 

auch Personal einspart und andererseits ... Jean-Claude Juncker: Das berulit auf fünfzig Jahren 
felilgesclilageiier Kidturpolitik! 

Ich finde, 
Zeitungspro- 
dukte - ein 
schlimmes 
Wort - sind 
keine Waren 
wie andere. 
Man kann das 
freie Spiel der 
Marktwirt- 
schaft auf 
diesem Gebiet 
sich nicht 
austoben 
lassen, sonst 
gäbe es nur 
zwei 
Zeitungen in 
diesem Lande. 


